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(Nr. 11069). Geſetz, betreffend die öffentlichen e Vom 25. Juli 1910. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc, 
verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 


Abſchnitt I. 
Allgemeine Vorſchriften. 


. 

Die Errichtung einer öffentlichen Feuerverſicherungsanſtalt bedarf der König⸗ 
lichen Genehmigung. 

Sie ſoll nur im Intereſſe des gemeinen Nutzens und nicht zu Exwerbs— 
zwecken erfolgen. 

: N 25 , 

Die öffentlichen Feuerverſicherungsanſtalten find nach Maßgabe diefes Ge 
ſetzes e 
den in ihrem Gebiete belegenen Gebäuden Verſicherung gegen Feuers⸗ 
gefahr zu gewähren; 
zur Sicherung des Grundkredits die Gebäudeverſicherung auch im Falle 
des Beſitzwechſels und nicht pünktlicher Zahlung der Verſicherungs 
beiträge fortzuſetzen; 

3. die Verſicherung nur zum Zwecke der Schadenvergütung zu betreiben, 

4. die Feuerſicherheit in ihrem Gebiete zu fördern. 

Weitergehende Verpflichtungen der beſtehenden 1 Feuerverſicherungs⸗ 
anſtalten werden durch dies Geſetz nicht berührt. 


= 


§ 3. 
Die öffentlichen Feuerverſicherungsanſtalten find Körperſchaften des öffent— 
lichen Rechtes. 
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Soweit ihr Geſchäftsbetrieb die Verſicherung unbeweglicher Sachen gegen 
Feuer betrifft, genießen ſie folgende Rechte: ö 
1. ſie ſind von der Entrichtung der Stempelſteuer und der Zahlung von 
Gerichtsgebühren befreit 

2. die Verſicherungsbeiträge haben, insbeſondere hinſichtlich der Einziehung 
und Zwangsbeitreibung, die Rechte öffentlicher Abgaben, ſtehen in der 
Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung den gemeinen Laſten 
gleich und haben im Konkurſe die ihnen geſetzlich zuſtehenden Vor: 
rechte; das Gleiche hinſichtlich der Einziehung und Zwangsbeitreibung 
gilt für die ſeitens der Verſicherungsnehmer zu zahlenden Aufnahme⸗ 
koſten ſowie für die von den Anſtaltsleitern innerhalb der Grenzen 
ihrer Amtsbefugniſſe (§ 6 Nr. 3) feſtgeſetzten Ordnungsſtrafen; 

3. die Anſtaltsleitung iſt befugt, gegen Erſtattung der entſtehenden baren 
Auslagen in den Geſchäften der Anſtalt die Unterſtützung der öffent⸗ 
lichen Behörden in Anſpruch zu nehmen und von ihnen Auskunft über 
Angelegenheiten ihres Geſchäftskreiſes zu erfordern, ſoweit anderweite 
geſetzliche Vorſchriften oder dienſtliche Intereſſen nicht entgegenſtehen. 
Dieſe Befugnis darf nicht zum Zwecke des Eindringens in die Ver⸗ 
hältniſſe von Privatverſicherungsgeſellſchaften benutzt werden. 

Weitergehende Berechtigungen der beſtehenden öffentlichen Feuerverſicherungs⸗ 

anſtalten werden durch dies Geſetz nicht berührt. 


Sa 

Die Leiter und ſonſtigen Beamten der öffentlichen Feuerverſicherungs⸗ 
anſtalten haben die Rechte und Pflichten mittelbarer Staatsbeamten. 

Die Wahl des Anſtaltsleiters bedarf der Königlichen Beſtätigung; ſofern 
nach der Verfaſſung der Anſtalt die Leitung von Provinzial⸗, Kommunal- oder 
Landſchaftsbeamten geführt wird, bewendet es bei den beſtehenden Provinzial⸗ 
Gemeindeverfaſſungsgeſetzen und Landſchaftsordnungen, falls die Satzung der 
Anſtalt nicht etwas anderes beſtimmt. | 


9 5. 

Die Anſtellung der mittleren und Unterbeamten erfolgt durch Aushändi⸗ 
gung einer Anſtellungsurkunde. 

Die Entſcheidung von Streitigkeiten über vermögensrechtliche Anſprüche 
der Beamten, einſchließlich der Anſprüche der Anftaltsleiter und der Mitglieder 
der Leitung, aus ihrem Dienſtverhältnis unterliegt den Vorſchriften des § 7 des 
Geſetzes, betreffend Anſtellung und Verſorgung der Kommunalbeamten, vom 

30. Juli 1899 (Geſetzſamml. S. 141). 


3 
Bezüglich der Dienſtvergehen der Leiter und ſonſtigen Beamten der Anſtalt 
kommen, ſoweit dieſe nicht als Kommunal, Provinzial⸗ oder Landſchaftsbeamte 
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den für ſolche Beamten geltenden Diſziplinarvorſchriften unterſtehen, die Be⸗ 
ſtimmungen des Geſetzes vom 21. Juli 1852 (Gefeßfamml. S. 465) mit 
folgender Maßgabe zur Anwendung: 


1. Gegen den Leiter der Anſtalt iſt die Feſtſetzung von Ordnungsſtrafen 
nur in dem auf Entfernung aus dem Amte gerichteten Verfahren 
zuläſſig. f 

2. Gegen die übrigen Mitglieder der Anſtaltsleitung und gegen die dem 
Anſtaltsleiter beigegebenen oberen Beamten wird das den Provinzial⸗ 
behörden zuſtehende Ordnungsſtrafrecht von dem Oberpräſidenten aus⸗ 
geübt. Gegen die Strafverfügung des Oberpräſidenten findet innerhalb 
zwei Wochen die Beſchwerde bei dem Miniſter des Innern oder die 
Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte ſtatt. 


* 
3. Gegen die übrigen Beamten der Anſtalt übt der Anſtaltsleiter das 
Ordnungsſtrafrecht innerhalb der den Provinzialbehörden zuſtehenden 
Befugniſſe. Gegen ſeine Strafverfügung findet binnen zwei Wochen 
die Beſchwerde an den Oberpräfidenten und gegen den auf die Be⸗ 
ſchwerde ergehenden Beſcheid des Oberpräſidenten binnen zwei Wochen 
die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte ſtatt. 


4. In dem auf Entfernung aus dem Amte gerichteten Verfahren tritt 
an die Stelle des Regierungspräſidenten der Anſtaltsleiter, und ſofern 
das Verfahren gegen dieſen ſelbſt oder gegen einen der in Ziffer 2 
vorſtehend gedachten Beamten gerichtet iſt, der Oberpräſident, an die 
Stelle der Bezirksregierung beziehungsweiſe des Diſziplinarhofs der 
Bezirksausſchuß, und an die Stelle des Staatsminiſteriums das Ober⸗ 
verwaltungsgericht. Der Vertreter der Staatsanwaltſchaft bei dem 
Bezirksausſchuſſe wird vom Oberpräſidenten, beim Oberverwaltungs⸗ 
gerichte vom Miniſter des Innern ernannt. Das Verfahren kann 
mit Rückſicht auf den Ausfall der Vorunterſuchung durch Beſchluß 
des Bezirksausſchuſſes eingeſtellt werden. In dem Verfahren iſt er⸗ 
forderlichenfalls auch über die Dienſtunfähigkeit der Beamten zu ent⸗ 
ſcheiden. 
Sofern die Staatsaufſicht über eine öffentliche Feuerverſicherungsanſtalt 
vom Negierungspräfidenten ausgeübt wird ($ 30 Abſ. 1 Satz 2 dieſes Geſetzes), 
tritt dieſer in allen vorſtehenden Fällen an die Stelle des Oberpräſidenten. 


87. 

Auf Perſonen, welche ein Amt bei einer öffentlichen Feuerverſicherungs⸗ 
anſtalt nur als Nebenamt oder Nebentätigkeit ausüben oder bei der Anſtalt ein 
Amt verſehen, das ſeiner Art oder ſeinem Umfange nach nur als eine Neben⸗ 
tätigkeit anzuſehen iſt, finden die $$ 4 bis 6 dieſes Geſetzes keine Anwendung. 
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§8. 

Jede öffentliche Feuerverſicherungsanſtalt hat ein beſtimmtes Gebiet zu um— 
faſſen und darf außerhalb desſelben Verſicherungen im Gebiet einer anderen den 
Vorſchriften dieſes Geſetzes unterliegenden Anſtalt nur mit deren Zuſtimmung 
übernehmen. 

Das Gebiet einer von einem Kommunalverbande verwalteten Anſtalt, 
welches ſich ganz oder in der Hauptſache mit dem Kommunalbezirke deckt, iſt bei 
einer Veränderung des Kommunalbezirkes in der Regel entſprechend anderweit 
abzugrenzen. Durch die anderweite Abgrenzung darf ein der beteiligten Anſtalt 
zuſtehendes Zwangsrecht (Verſicherungszwang) auf die ihrem Gebiete hinzutretenden 
Gebietsteile nicht ausgedehnt, auch in beſtehende Verſicherungsverhältniſſe nicht 
eingegriffen werden. Soll die anderweite Abgrenzung mit der Wirkung erfolgen, 
daß Gebietsteile aus dem Gebiet einer öffentlichen Anſtalt, der ſie bisher zuge— 
hören, ausſcheiden, jo iſt fie durch die höhere Aufſichtsbehörde feſtzuſetzen. Dieſer 
Feſtſetzung muß, wenn ſie einen erheblichen Eingriff in den Geſchäftsbetrieb einer 
öffentlichen Anſtalt enthält, eine Auseinanderſetzung der beteiligten Anſtalten vor⸗ 
hergehen; im Streitfalle beſchließt über die Auseinanderſetzung der Provinzialrat. 

Die Vorſchrift des Abſ. 2 findet auch in den Fällen Anwendung, in denen 
bei Erlaß dieſes Geſetzes eine ſtädtiſche Anſtalt in der Ausübung ſatzungsmäßiger 
Rechte auf einen Teil des Stadtbezirkes beſchränkt iſt. 

Sofern das Gebiet einer der im Abſ. 2 bezeichneten Anſtalten nach den be— 
ſtehenden Gemeindeverfaſſungsgeſetzen oder nach ihrer Satzung den Veränderungen 
des Kommunalbezirkes ohne weiteres folgt, behält es hierbei ſein Bewenden. 


Sr 
Innerhalb ihres Gebiets iſt jede öffentliche Feuerverſicherungsanſtalt ver- 
pflichtet, jedes Gebäude gegen Brandſchaden zu verſichern, ſofern nicht einer der 
im § 10 vorgeſehenen Ablehnungsgründe vorliegt. 


§ 10. 

Eine öffentliche Feuerverſicherungsanſtalt kann die Verſicherung eines Ge— 

bäudes ablehnen: 

1. wenn das Gebäude einer außergewöhnlichen Feuersgefahr ausgeſetzt ift; 

2. wenn die Verſicherung die Leiſtungsfähigkeit der Anſtalt überſteigt ; 

3. wenn der Wert des Gebäudes einhundert Mark nicht überſteigt oder 
das Gebäude zum Abbruche beſtimmt oder im Verfall iſt oder ſeinen 
Gebrauchswert für den Eigentümer ganz oder zum weſentlichen Teil 
verloren hat 


4. wenn das Gebäude auf fremdem Grund und Boden ſteht, ausgenommen 
den Fall des Erbbaurechts 
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5. wenn das Gebäude den ungünſtigeren Teil eines im übrigen anderweit 
oder überhaupt nicht verſicherten Gebäudebeſitzes innerhalb des Gebiets 
der Anſtalt darftellt; 

6. während der Dauer eines Kriegszuſtandes. 

Auf das Zubehör eines Gebäudes erſtreckt ſich die Verſicherungspflicht der 
Anſtalt nicht; das Gleiche gilt von Maſchinen und Werkeinrichtungen, welche einem 
Gebäude derart eingefügt ſind, daß ſie Beſtandteil des Gebäudes geworden ſind. 

Durch die Satzung kann die Verſicherungspflicht der Anftalt erweitert und 
das Ablehnungsrecht beſchränkt werden. 


$1l. 

Gegen die Ablehnung einer Gebäudeverſicherung durch den Anſtaltsleiter 
findet binnen zwei Wochen die Beſchwerde an die ſtaatliche Aufſichtsbehörde 
($ 30 Abf. 1) ſtatt, welche endgültig entſcheidet. Die Satzung kann vorſchreiben, 
daß gegen die ablehnende Verfügung des Anſtaltsleiters zunächſt die Entſcheidung 
eines anderen Anſtaltsorgans, inbeſondere des Verwaltungsrats (§ 16), anzu— 
rufen iſt. 

Die Entſcheidung der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde iſt auf die Frage be 
ſchränkt, ob einer der Gründe vorliegt, welche die Anſtalt zur Ablehnung der 

Verſicherung ($ 10) berechtigen. 
§ 12. 

Die Verſicherung unbeweglicher Sachen durch eine öffentliche Feuer⸗ 
verſicherungsanſtalt darf nur auf Grund einer von der Anſtalt zu bewirkenden 
Schätzung ſtattfinden. 

Die Feſtſetzung des Schätzungswerts erfolgt durch den Anſtaltsleiter oder 
durch das ſonſt nach der Satzung dazu berufene Anſtaltsorgan. Aber den feſt⸗ 
geſetzten Schätzungswert hinaus darf von der Anſtalt keine Verſicherung über- 
nommen werden. 


§ 13. 

Öffentliche Feuerverſicherungsanſtalten können mit Zuſtimmung ihrer Ver⸗ 
tretungen durch Königliche Verordnung miteinander vereinigt werden. Mit der 
Vereinigung gehen alle Rechte und Pflichten derjenigen Anſtalt, welche durch die 
Vereinigung aufgehoben wird, auf die erweiterte Anſtalt oder auf die durch die 
Vereinigung entſtandene neue Anſtalt über. 

Ohne Zustimmung der Anſtaltsvertretungen darf die Vereinigung ſtatt⸗ 
finden, wenn Tatſachen vorliegen, welche die Annahme rechtfertigen, daß die 
Anſtalt, welche mit einer anderen vereinigt werden ſoll, die nach Maßgabe dieſes 
Geſetzes ihr obliegenden Pflichten dauernd zu erfüllen, nicht imſtande ſein wird; 
vor der Vereinigung ift der Provinzialrat zu hören. Satz 2 des Abſ. 1 findet 
in dieſem Falle ſinngemäße Anwendung, ſoweit in der Königlichen Verordnung 
nicht etwas anderes beſtimmt iſt. 
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§ 14. 

Offentliche Feuerverſicherungsanſtalten können Verbände zur gemeinſamen 
Erfüllung ihrer Aufgaben bilden. Die Satzung ſolcher Verbände bedarf der 
Königlichen Genehmigung. Dieſen Verbänden können durch Königliche Verord— 
nung die Rechte öffentlicher Körperſchaften beigelegt werden; alsdann finden auf 
fie die $$ 3 bis 7 dieſes Geſetzes ſinngemäße Anwendung, ſoweit die Satzung 
nicht etwas anderes beſtimmt. Die ſtaatliche Aufſicht über einen ſolchen Verband 
ſteht, ſofern ſie nicht durch die Satzung dem Miniſter des Innern vorbehalten 
wird, dem Oberpräſidenten der Provinz zu, in welcher der Verband ſeinen 
Sitz hat. : 

Zum Zwecke der korporativen Organiſation des öffentlichen Feuerverſicherungs⸗ 
weſens und zur Beſchaffung einer über die Verſicherungspflicht der einzelnen Anſtalt 
hinausgehenden Verſicherungsgelegenheit können die öffentlichen Feuerverſicherungs⸗ 
anſtalten auf Antrag durch den Miniſter des Innern zu einem Verbande ver⸗ 
einigt werden, welcher beſonders große und gefährliche Verſicherungen ſelbſt über⸗ 
nehmen kann. Der Antrag muß von mindeſtens einem Drittel der Anſtalten 
geſtellt ſein und die Antragenden müſſen mindeſtens ein Drittel der geſamten 
Verſicherungsſumme unbeweglicher Sachen aller öffentlichen preußiſchen Feuer⸗ 
verſicherungsanſtalten vertreten. Anſtalten, bei welchen die Verſicherungsnehmer 
durch Geſetz oder Satzung zum Abſchluſſe der Verſicherung verpflichtet ſind, 
können ohne ihre Zuſtimmung einem ſolchen Verbande nicht angeſchloſſen werden. 

Über die Satzung dieſes Verbandes beſchließen die Vertreter der beteiligten 
öffentlichen Anſtalten. Bei der Beſchlußfaſſung hat jede Anſtalt mindeſtens eine 
Stimme und, ſofern ihr Beſtand an Verſicherungen unbeweglicher Sachen 
100 Millionen Mark überſteigt, für jede weiteren 100 Millionen Mark Ver⸗ 
ſicherungsbeſtand eine Zuſatzſtimme. Die Beratung und Abſtimmung erfolgt 
nach einer vom Miniſter des Innern zu erlaſſenden vorläufigen Geſchäftsordnung. 
Zur Annahme der Satzung iſt die Zuſtimmung von drei Vierteln aller den be⸗ 
teiligten Anſtalten zuſtehenden Stimmen erforderlich. Die Satzung bedarf der 
Königlichen Genehmigung, mit der Genehmigung erlangt der Verband die Rechte 
einer öffentlichen Körperſchaft. Die §§ 3 bis 7 dieſes Geſetzes finden auf den 
Verband ſinngemäße Anwendung, ſoweit die Satzung nicht etwas anderes be⸗ 
ſtimmt. Der Verband ſteht unter der Aufſicht des Miniſters des Innern. 


Abſchnitt II. 
Verfaſſung und Geſchäftsbetrieb. 
8 15. 
Die Verfaſſung einer öffentlichen Feuerverſicherungsanſtalt wird durch die 
Satzung beſtimmt. 
Die Satzung ſoll insbeſondere Beſtimmung treffen über 
1. den Namen, den Sitz, den Zweck und das Gebiet der Anſtalt, 
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die Zuſammenſetzung, Wahl und Befugniſſe der Organe der Anſtalt, 
. die Haftung für die Verbindlichkeiten der Anſtalt, insbeſondere über 
eine etwaige Nachſchußpflicht der Verſicherungsnehmer, 

4. die Deckung der Ausgaben, die Ausſchreibung und Einziehung der 
Beiträge und der etwaigen Nachſchüſſe, 

5. die Bildung einer Rücklage zur Deckung außergewöhnlicher Geſchäfts⸗ 
verluſte (Sicherheitsfonds) und über den Mindeſtbetrag, bis zu deſſen 
Erreichung die Zurücklegung zu erfolgen hat, 

6. die Anlegung des Vermögens der Anſtalt und über die Verwendung 
der Überſchüſſe, 5 

7. die Abſchätzung der zu verſichernden Gegenſtände bei Abſchluß der 
Verſicherung, 

8. das Verfahren bei Regelung der Brandſchäden, 

9. den Schutz der Realberechtigten des von der Verſicherung betroffenen 
Grundſtücks, 

10. das Verfahren bei Streitigkeiten zwiſchen dem Verſicherungsnehmer 
und der Anſtalt und die dem Verſicherungsnehmer zuſtehenden Rechts⸗ 
mittel, . 

11. die Organe, welche zur Beſchlußfaſſung über die Abänderung der 
Satzung, über die Auflöſung der Anſtalt und über die Verwendung 
ihres Vermögens im Falle der Auflöſung berufen ſind, 

12. die Form, in der Bekanntmachungen der Anſtalt zu erfolgen haben. 

Die Satzung ſowie jede Anderung der Satzung bedarf der Genehmigung 

des Miniſters des Innern. 
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§ 16. 

Die Satzung hat die Bildung eines Verwaltungsrats vorzuſehen, deſſen 
Mitglieder, mit Ausnahme des Vorſitzenden und ſeines Stellvertreters, ausſchließ⸗ 
lich aus den Verſicherungsnehmern der Anſtalt entnommen werden müſſen, und 
Vorſorge zu treffen, daß bei feiner Zuſammenſetzung eine einſeitige Intereſſen⸗ 
vertretung vermieden wird. i 

Werden die Mitglieder einer öffentlichen Kreditanſtalt verpflichtet, bei der 
öffentlichen Feuerverſicherungsanſtalt ihre Gebäude zu verſichern, ſo kann die 
Satzung die Entſendung eines nicht zu den Verſicherungsnehmern gehörenden 
Vertreters der Kreditanſtalt in den Verwaltungsrat zulaſſen. 

Bei Anſtalten, welche von einem Kommunalverbande verwaltet werden, 
kann die Bildung des Verwaltungsrats unter Beobachtung der Beſtimmung des 
Abſ. 1 nach den für Provinzialkommiſſionen, ſtädtiſche Verwaltungsdeputationen 
und andere Vertretungskörper in den Gemeindeverfaſſungsgeſetzen gegebenen Vor⸗ 
ſchriften geregelt werden. 

Bei den öffentlichen Brandverſicherungsanſtalten in der Provinz Heſſen⸗ 
Naſſau können, ſolange ſie in der Verwaltung der Bezirksverbände Caſſel und 
Wiesbaden ſich befinden, die Geſchäfte des Verwaltungsrats von denjenigen 
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Mitgliedern des zuſtändigen Landesausſchuſſes, welche der betreffenden Brand— 
verſicherungsanſtalt als Verſicherungsnehmer angehören, wahrgenommen oder 
aus dieſen Mitgliedern Kommiſſare zur Führung dieſer Geſchäfte von dem 
Landesausſchuſſe beſtellt werden. 

car 

Die Satzung hat dem Verwaltungsrat eine Mitwirkung in allen wichtigeren 
Angelegenheiten der Anſtalt einzuräumen. Als wichtigere Angelegenheiten gelten 
insbeſondere: 
. die Beſtellung des Anſtaltsleiters, ſofern dieſer nicht kraft eines anderen 

Amtes die Leitung inne hat; i 

2. die Feſtſtellung des Haushaltsplans und Überſchreitungen desſelben; 
3. die Abnahme der Jahresrechnung; 
4 
5 
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die Verwendung der Überfchüffe; 

5. die Anderung der Satzung 

6. die Feſtſtellung und Anderung der allgemeinen Verſicherungsbedingungen; 

7. die Auflöſung der Anſtalt. 
i Die Mitwirkung des Verwaltungsrats muß, ſoweit ſie nicht zu einer be 
ſchließenden gemacht wird, mindeſtens eine gutachtliche ſein. Bei der Feſtſetzung 
und Anderung der allgemeinen Verſicherungsbedingungen darf der Verwaltungsrat 
auf eine gutachtliche Mitwirkung nur dann beſchränkt werden, wenn die Anſtalt 
von einem Kommunalverbande verwaltet wird. 


§ 18. 

In der Satzung iſt vorzuſehen, daß die Beitragspflicht der Verſicherungs⸗ 
nehmer zu dem Geſamtbedarfe der Anſtalt für die Gebäudeverſicherung mit 
Rückſicht auf die Beſchaffenheit, Lage, Benutzung ſowie auf andere erhebliche 
Umſtände und die danach zu bemeſſende Feuergefährlichkeit der verſicherten Ge— 
bäude geregelt wird. 

§ 19. - 

Die Satzung hat vorzufchreiben, daß das Vermögen der Anſtalt mündel— 
ſicher angelegt wird und daß das Vermögen und die Einnahmen der Anſtalt 
nur im Intereſſe der Anſtalt oder der Verſicherten verwendet werden dürfen. 
Als derartige Verwendungen gelten auch Aufwendungen zur Förderung der 
Feuerſicherheit. 

Die Anſtalten müſſen ihr Vermögen mindeſtens zu einem Viertel in An⸗ 
leihen des Reichs oder des Preußiſchen Staates anlegen und haben bis zur Er⸗ 
reichung dieſes Beſitzſtandes ein Drittel ihres jährlichen Vermögenszuwachſes in 
derartigen Werten anzulegen. ö 

§ 20. 
Die Satzung hat Vorſorge dafür zu treffen, daß nach der Maßgabe der 
Leiſtungsfähigkeit der Anſtalt und des in ihrem Gebiete vorhandenen Bedürfniſſes 
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Mittel ausgeworfen werden, aus welchen durch Beſchluß der Anſtaltsorgane 
Beihilfen gewährt werden zu Einrichtungen und Maßnahmen, welche der Er⸗ 
höhung der Feuerſicherheit dienen, insbeſondere zur Vervollkommnung des Feuer⸗ 
löſchweſens. 

Dieſe Pflicht zur Förderung der Feuerficherheit begründet keinen Anſpruch 
an die Anſtalt. Sie ruht in Ermangelung von Überſchüſſen des Anſtaltsbetriebs 
und ſo lange, als der Mindeſtbetrag des Sicherheitsfonds nicht erreicht iſt. 

Weitergehende Verpflichtungen beſtehender Anſtalten bleiben unberührt. 


§ 21. 

Die Satzung hat vorzuſchreiben, daß im Falle der Gebäudeverſicherung 
die Entſchädigungsſumme in der Regel nur zur Wiederherſtellung des Gebäudes 
zu zahlen iſt, und die Ausnahmen zu beſtimmen, in welchen von der Regel ab— 
gegangen werden kann. 

Soweit hiernach die Entſchädigungsſumme aus der Gebäudeverſicherung 
nur zur Wiederherſtellung des Gebäudes zu zahlen iſt, iſt die Zuläſſigkeit der 
Übertragung der Forderung des Verſicherungsnehmers entſprechend der Vorſchrift 
des § 98 des Reichsgeſetzes über den Verſicherungsvertrag vom 30. Mai 1908 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 263) zu regeln. Ebenſo dürfen die Beſtimmungen über den 
Schutz der Realberechtigten keine Vorſchriften enthalten, welche zum Nachteile 
der Realberechtigten Hinter den Vorſchriften der §§ 99 bis 107 desſelben Ge⸗ 
ſetzes zurückbleiben. 
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Der Anſtalt darf für den Fall der Veräußerung eines bei ihr verſicherten 
Gebäudes ein Kündigungsrecht nur vorbehalten werden, ſofern es ſich um ein 
Gebäude handelt, deſſen Verſicherung abzulehnen die Anſtalt nach § 10 dieſes 
Geſetzes berechtigt iſt. Ob dieſe Vorausſetzung vorliegt, iſt im Streitfall in dem 
im § 11 geordneten Verfahren zu entſcheiden. Die Vorſchrift des § 71 des 
Reichsgeſetzes über den Verſicherungsvertrag vom 30. Mai 1908 (Reichs-Geſetzbl. 
S. 263) darf zu Ungunſten des Verſicherungsnehmers oder des Erwerbers des 
verſicherten Gebäudes nicht abgeändert werden. 


923. 

Sofern die Satzung für Streitigkeiten über die Höhe des Brandſchadens 
den ordentlichen Rechtsweg ausſchließt, hat ſie zu ihrer Entſcheidung die An⸗ 
rufung eines nach den Vorſchriften des zehnten Buches der Zivilprozeßordnung 
zu bildenden Schiedsgerichts zuzulaſſen, deſſen Obmann erforderlichenfalls von 
der Aufſichtsbehörde der beteiligten Anſtalt zu ernennen iſt. 

Für Streitigkeiten, welche das Beſtehen des Entſchädigungsanſpruchs dem 
Grunde nach betreffen, darf die Beſchreitung des ordentlichen Rechtswegs nicht 
ausgeſchloſſen werden. 
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§ 24. 
Die Rechtsbeziehungen zwiſchen der Anſtalt und den Verſicherungsnehmern 
werden, ſoweit über ſie nicht nach § 15 dieſes Geſetzes die Satzung zu beſtimmen 
hat, durch die allgemeinen Verſicherungsbedingungen geregelt. 


Dabei iſt insbeſondere Beſtimmung zu treffen 

1. über die Ereigniſſe, bei deren Eintritt die Anſtalt zu einer Leiſtung 
verpflichtet iſt, und über die Fälle, in denen aus beſonderen Gründen 
dieſe Verpflichtung ausgeſchloſſen oder aufgehoben ſein ſoll, 

2. über die Art, den Umfang und die Fälligkeit der der Anſtalt obliegen⸗ 

den Leiſtungen, 

3. über die Entrichtung der von dem Verſicherungsnehmer zu leiſtenden 

Beiträge und über die Rechtsfolgen eines Verzugs in der Entrichtung, 
4. über den Beginn, die Dauer, die Aufhebung der Verſicherung und, 
ſofern die Verſicherung auf freier Vereinbarung beruht, über die ftill- 
ſchweigende Verlängerung und die Kündigung ſowie über die Ver⸗ 
pflichtungen der Anſtalt in den Fällen der Aufhebung oder Kündigung, 
5. über den Verluſt des Anſpruchs aus der Verſicherung infolge der 
Verſäumung von Friſten. 

Die allgemeinen Verſicherungsbedingungen ſowie jede Anderung derſelben 
bedürfen der e des Miniſters des Innern. 

Abweichungen von den allgemeinen Verſicherungsbedingungen zu Ungunſten 
des Verſicherungsnehmers ſind nur aus beſonderen Gründen ſowie unter der 
Bedingung ſtatthaft, daß der Verſicherungsnehmer, ſofern der Abſchluß der 
Verſicherung auf freier Vereinbarung beruht, vor dem Abſchluß auf die Ab⸗ 
weichungen ausdrücklich hingewieſen worden iſt und ſich mit ihnen ſchriftlich ein⸗ 
verſtanden erklärt hat. N 


§ 25. 

Die allgemeinen Verſicherungsbedingungen dürfen keine Beſtimmungen 
enthalten, welche zum Nachteile des Verſicherungsnehmers von den Vorſchriften 
der $$ 5, 6, 8, 11, 12, 14, 64 Satz 1, 65, 92 des Reichsgeſetzes über den 
Verſicherungsvertrag vom 30. Mai 1908 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 263) abweichen. 

Kann die Leiſtung der Anſtalt nur zum Zwecke der Wiederherſtellung des 
verſicherten Gebäudes verlangt werden, ſo können die allgemeinen Verſicherungs⸗ 
bedingungen vorſchreiben, daß der Anſpruch aus der Verſicherung erliſcht, wenn 
der Verſicherungsnehmer nicht binnen 10 Jahren ſeine Fälligkeit herbeiführt; die 
Friſt beginnt in dieſem Falle mit dem Schluſſe des Jahres, in dem der Brand⸗ 
ſchaden ſtattgefunden hat. 


$ 26. 
In den allgemeinen Verſicherungsbedingungen iſt vorzuſehen, daß die 
Verſicherung von Gebäuden, unbeſchadet des der Anſtalt zuſtehenden Ablehnungs⸗ 


ee 


rechts ($ 10), ſpäteſtens mit Ablauf desjenigen Tages beginnt, an dem der Ver⸗ 
ſicherungsantrag mit den zugehörigen Unterlagen bei der zu ſeiner Entgegen⸗ 
nahme beſtimmten Stelle eingegangen iſt. 

Auf Antrag des Verſicherungsnehmers kann der Beginn der Verſicherung 
auf einen ſpäteren Zeitpunkt feſtgeſetzt werden. 

Das Ablehnungsrecht der Anſtalt erliſcht, wenn es nicht binnen eines 
Monats nach dem im Abf. 1 bezeichneten Zeitpunkte durch Erklärung dem Ver⸗ 
ſicherungsnehmer gegenüber ausgeübt wird. 

Die allgemeinen Verſicherungsbedingungen können dem Verſicherungs⸗ 
nehmer günſtigere Feſtſetzungen treffen. 


8 27. | 

In den allgemeinen Verſicherungsbedingungen ift vorzufehen, daß bei Ver⸗ 
letzung der Anzeigepflicht des Verſicherungsnehmers die Anſtalt, ſofern die Ver⸗ 
ſicherung ein Gebäude betrifft, zur Aufhebung der Verſicherung oder zum Rücktritte 
vom Verſicherungsvertrage nur befugt iſt, wenn dem Verſicherungsnehmer arg⸗ 
liſtige Täuſchung zur Laſt fällt oder wenn die Verletzung der Anzeigepflicht 
einen Umſtand betrifft, der die Anſtalt berechtigt haben würde, den Abſchluß der 
Verſicherung abzulehnen. Ob letztere Vorausſetzung vorliegt, iſt im Streitfall in 
dem im $ 11 geordneten Verfahren zu entſcheiden. 

Die Vorſchriften der §§ 16 Abf. 3, 17 Abf. 2, 18 Abſ. 2, 20 und 21 
des Reichsgeſetzes über den Verſicherungsvertrag vom 30. Mai 1908 dürfen zu 
Ungunſten des Verſicherungsnehmers nicht abgeändert werden. 

Durch die Vorſchrift des Abſ. 1 iſt die Anſtalt nicht behindert, nach Ab⸗ 
ſchluß der Verſicherung ſich herausſtellende Überverficherungen unter entſprechender 
Ermäßigung des Verſicherungsbeitrags auf den wahren Verſicherungswert herab⸗ 
zuſetzen. Das Gleiche gilt von der Heranziehung des Verſicherungsnehmers zu 
erhöhten Leiſtungen, ſofern ſich nach Abſchluß der Verſicherung Gefahrenumſtände 
herausſtellen, welche der Anſtalt beim Abſchluſſe nicht bekannt waren, aber für 
die Bemeſſung des Verſicherungsbeitrags ($ 18) erheblich find. In beiden Fällen 
iſt dem Verſicherungsnehmer, ſofern der Vertragsſchluß auf freier Vereinbarung 
beruht, das Recht der Kündigung des Vertrags vorzubehalten, ſofern er die 
Verſicherung unter den von der Anſtalt feſtgeſetzten Bedingungen nicht fort⸗ 
ſetzen will. 

§ 28. 

In den allgemeinen Verſicherungsbedingungen iſt vorzuſehen, daß im Falle 
einer Gefahrerhöhung nach Abſchluß der Verſicherung, ſofern dieſe ein Gebäude 
betrifft, die Anſtalt zur Aufhebung der Verſicherung oder zur Kündigung des 
Verſicherungsvertrags nur befugt iſt, wenn die Gefahrerhöhung eine derartige 
iſt, daß ſie die Anſtalt berechtigt haben würde den Abſchluß der Verſicherung 
abzulehnen. Ob dieſe Vorausſetzung vorliegt, iſt im Streitfall in dem im § 11 
geordneten Verfahren zu entſcheiden. 
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Die Vorſchriften der §§ 24 Abſ. 1 Satz 2 und Abſ. 2, 25 Abſ. 2 und 
Abſ. 3, 26 bis 29 des Reichsgeſetzes über den Verſicherungsvertrag vom 30. Mai 
1908 dürfen zu Ungunſten des Verſicherungsnehmers nicht abgeändert werden. 

Die Vorſchriften des $ 27 Abſ. 3 Satz 2 und 3 finden ſinngemäße An— 
wendung. 

§ 29. 

In den allgemeinen Verſicherungsbedingungen iſt vorzuſehen, daß die nicht 
rechtzeitige Zahlung der Verſicherungsbeiträge (Prämien) die Anſtalt, ſofern die 
Verſicherung ein Gebäude betrifft, von der Leiſtung bei Eintritt des Verficherungs- 
falls nur dann befreit und ein Recht zur Aufhebung oder Kündigung der Ver⸗ 
ſicherung für die Anſtalt nur dann begründet, wenn der Verſicherungsnehmer trotz 
wiederholter Mahnung länger als ſechs Monate mit der Beitragszahlung im 
Rückſtande geblieben iſt und die Zwangsvollſtreckung in das bewegliche Vermögen 
gegen ihn nicht zur Befriedigung der Anſtalt geführt hat. 

Die im § 38 Abſ. 2 Satz 1 des Reichsgeſetzes über den Verſicherungs⸗ 
vertrag vom 30. Mai 1908 vorgeſehene Kündigungsfriſt ſowie die Vorſchrift 
des § 38 Abſ. 2 Satz 2 desſelben Geſetzes dürfen zu Ungunſten des Verſicherungs— 
nehmers nicht abgeändert werden. f 


Abſchnitt III. 
Staatsaufſicht. Nebenbetriebe. Auflöſung. 


§ 30. 

Die ſtaatliche Aufſicht über die öffentlichen Feuerverſicherungsanſtalten wird 
durch den Oberpräſidenten derjenigen Provinz ausgeübt, in welcher ſie ihren Sitz 
haben, in höherer und letzter Inſtanz durch den Miniſter des Innern. Bei 
Anſtalten, deren Gebiet den Umfang eines Regierungsbezirkes nicht überſchreitet, 
kann durch die Satzung der Regierungspräſident an Stelle des Oberpräſidenten 
zur Aufſichtsbehörde beſtimmt werden. 

Bei Anſtalten, welche von einem Kommunalverbande verwaltet werden, 
bewendet es hinſichtlich der Zuſtändigkeit der ſtaatlichen Aufſichtsbehörden, ſoweit 
in dieſem Geſetze nicht etwas anderes beſtimmt iſt, bei den über die Regelung 
der Kommunglaufſicht beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften. 


§ 31. 

Der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde liegt es ob, darüber zu wachen, daß die 
Verwaltung der öffentlichen Feuerverſicherungsanſtalten den Beſtimmungen der 
Geſetze gemäß geführt und mit der Satzung und den allgemeinen Verſicherungs⸗ 
bedingungen im Einklange gehalten wird. 

Sie iſt insbeſondere befugt, über alle Gegenſtände der Verwaltung Aus— 
kunft zu erfordern, die Einſicht der Akten, insbeſondere auch der Haushaltspläne 


— 253 — 


und Jahresrechnungen, zu verlangen, Geſchäftsreviſionen ſowie in Verbindung 
mit dieſen Kaſſenreviſionen an Ort und Stelle zu veranlaſſen, auch an den Be- 
ratungen der Anſtaltsorgane jederzeit teilzunehmen. Auf Anſtalten, welche von 
einem Kommunalverbande verwaltet werden, finden dieſe Vorſchriften keine An⸗ 
wendung, ſofern der Umfang der Staatsaufſicht in den Gemeindeverfaſſungs⸗ 
geſetzen anderweit geregelt iſt. 

Über die Rechnungsführung, über die Friſten, die Art und Form ſowie 
über die Veröffentlichung des Rechnungsabſchluſſes und Jahresberichts kann der 
Miniſter des Innern nähere Anordnungen treffen. 


§ 32. 

Der Minifter des Innern iſt befugt, einer öffentlichen Feuerverſicherungs— 
anſtalt neben der Verſicherung unbeweglicher Sachen den Betrieb der Verſiche— 
rung beweglicher Sachen gegen Feuer ſowie anderer Zweige der Schadensver⸗ 
ſicherung und die Gewährung von Rückverſicherung an andere Verſicherungs— 
anſtalten zu geſtatten. 

„Die Erlaubnis kann zurückgenommen werden, wenn die Geſchäftsführung 
zu groben Mißſtänden führt, die Intereſſen der Verſicherungsnehmer oder die 
Sicherheit der Anſtalt gefährdet. 

Dem Betriebe derartiger Nebenzweige der Verſicherung find beſondere Ge⸗ 
ſchäftsbedingungen zu Grunde zu legen, welche der Genehmigung des Ober⸗ 
präſidenten bedürfen, ſoweit ſie nicht als Teil der allgemeinen Verſicherungs⸗ 
bedingungen ($ 24) vom Miniſter des Innern genehmigt find. 

In Bezug auf dieſe Nebenbetriebe dürfen die Satzungen oder Verfiche- 
rungsbedingungen, ſoweit ſich nicht aus dem gegenwärtigen Geſetz ein anderes 
ergibt oder ſofern es ſich nicht um mit der Gebäudeverſicherung verbundene 
Verſicherungen handelt, nicht von Vorſchriften abweichen, in Anſehung deren im 
Reichsgeſetz über den Verſicherungsvertrag vom 30. Mai 1908 (Reichs-Geſetzbl. 
S. 263) Beſchränkungen der Vertragsfreiheit vorgeſehen ſind. 


§ 33. 

Die Auflösung einer öffentlichen Feuerverſicherungsanſtalt bedarf der König⸗ 
lichen Genehmigung. Bei der Auflöſung kann beſtimmt werden, daß das nach 
Abwickelung der beſtehenden Verpflichtungen verbleibende Vermögen der Anſtalt 
für Zwecke des Feuerlöſchweſens im Geſchäftsgebiete der aufgelöſten Anſtalt zu 
verwenden iſt. 

Die Auflöſung kann durch Königliche Verordnung erfolgen, wenn die im 
§ 13 Abſ. 2 dieſes Geſetzes bezeichneten Vorausſetzungen vorliegen. 

Im Falle der Auflöſung erſtreckt ſich die Staatsaufſicht auch auf die Ab⸗ 
wickelung der beſtehenden Verſicherungen. 
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Abſchnitt IV. 
übergangs⸗ und Schlußbeſtimmungen. 


§ 34. 

Die beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes beſtehenden öffentlichen Feuer⸗ 
verſicherungsanſtalten ſind gehalten, binnen drei Jahren nach Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes ihre Satzungen und Verſicherungsbedingungen mit den Vorſchriften dieſes 
Geſetzes in Übereinſtimmung zu bringen. 

Es können alle in der Form von Provinzial⸗ oder Spezialgeſetzen oder 
in der Form oder mit der Kraft von landesherrlichen Anordnungen ergangenen 
oder auf Herkommen beruhenden Vorſchriften, welche ſich auf die Verfaſſung, 
die Verwaltung oder den Geſchäftsbetrieb einer öffentlichen Feuerverſicherungsanſtalt 
beziehen, insbeſondere alle in ſolchen Rechtsformen erlaſſenen oder auf ſolchem 
Rechtsgrunde beruhenden Vorſchriften der bisherigen Anſtaltsſatzung nach Maß⸗ 
gabe dieſes Geſetzes durch Beſchluß der zuſtändigen Anſtaltsorgane unter der in 
dieſem Geſetze vorgeſehenen ſtaatlichen Genehmigung abgeändert oder außer Kraft 
geſetzt werden. a 

Zur Beſchlußfaſſung in den Fällen des Abſ. 1 und 2 find diejenigen 
Anſtaltsorgane zuſtändig, welche nach den beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
geltenden Anſtaltsſatzungen zur Beſchlußfaſſung über Satzungsänderungen berufen 
ſind; ſoweit die Satzungen hierüber keine Beſtimmung treffen, erfolgt die Be⸗ 
ſchlußfaſſung für Anſtalten, welche von einem Kommunalverband oder einer 
Landſchaft verwaltet werden, ſowie für Anſtalten, welche einem Kommunal⸗ 
verband oder einer Landſchaft angegliedert ſind, durch die nach den Gemeinde⸗ 
verfaſſungsgeſetzen, Provinzial⸗ oder Landſchaftsordnungen zur Beſchlußfaſſung 
über ſtatutariſche Regelungen zuſtändigen Organe des betreffenden Kommunal⸗ 
verbandes oder der betreffenden Landſchaft. 

Nach Ablauf der im Abſ. 1 angegebenen Friſt kann die daſelbſt vor⸗ 
geſchriebene Neuregelung mit der im Abſ. 2 vorgeſehenen Wirkung durch König⸗ 
liche Verordnung erfolgen. 

9 

Ob eine beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes beſtehende Unternehmung, welche 
den Betrieb der Feuerverſicherung von unbeweglichen Sachen zum Gegenſtande 
hat, als öffentliche Feuerverſicherungsanſtalt im Sinne dieſes Geſetzes anzuſehen 
iſt, entſcheidet im Zweifelsfalle der Miniſter des Innern. 


§ 36. 

Durch die Satzung einer öffentlichen Feuerverſicherungsanſtalt kann beſtimmt 
werden, daß auf ein beſtehendes Verſicherungsverhältnis, welches auf freier Ver⸗ 
einbarung zwiſchen dem Verſicherungsnehmer und einer öffentlichen Feuer⸗ 
verſicherungsanſtalt beruht, ſofern es nach dem Inkrafttreten der auf Grund 
dieſes Geſetzes zu erlaſſenden Satzungen und allgemeinen Verſicherungsbedingungen 
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nicht zu dem erſten nach den bisherigen Beſtimmungen zuläſſigen Termine ge⸗ 
kündigt wird, von dieſem Termin an die Vorſchriften der auf Grund dieſes 
Geſetzes erlaſſenen Satzungen und allgemeinen Verſicherungsbedingungen An⸗ 
wendung finden. Für andere Verſicherungsverhältniſſe treten die zu erlaſſenden 
Satzungen und allgemeinen Verſicherungsbedingungen zu dem in ihnen vor⸗ 
geſehenen Zeitpunkt ohne weiteres in Kraft. 


§ 37. 


Dieſes Geſetz tritt für den Umfang der Monarchie mit Ausnahme der 
Hohenzollernſchen Lande am 1. Oktober 1910 in Kraft; für die Hohenzollernſchen 
Lande wird der Zeitpunkt des Inkrafttretens dieſes Geſetzes oder einzelner Teile 
desſelben durch Königliche Verordnung beſtimmt. 

Der Miniſter des Innern iſt mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Molde, an Bord M. Y. „Hohenzollern“, den 25. Juli 1910. 


(L. S) Wilhelm. 


v. Bethmann Hollweg. Delbrück. Beſeler. v. Breitenbach. Sydow. 
v. Trott zu Solz. Frhr. v. Schorlemer. v. Dallwitz. Lentze. 


(Nr. 11070.) Geſetz, betreffend die Schulverſäumniſſe im Gebiete des ehemaligen Herzogtums 
Pommern und Fürſtentums Rügen. Vom 25. Juli 1910. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de., 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
für das Gebiet des ehemaligen Herzogtums Pommern und Fürſtentums Rügen, 
was folgt: 


. 


Die Beſtimmungen des Landtagsabſchieds vom 23. Mai 1835 über das 
bei Schulverſäumniſſen zu beobachtende Strafverfahren werden aufgehoben. 
An ihre Stelle tritt der § 48 des Allgemeinen Landrechts Teil II Titel 12. 
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Das Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Molde, an Bord M. Y. „Hohenzollern“, den 25. Juli 1910. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Bethmann Hollweg. Delbrück. Beſeler. v. Breitenbach. Sydow. 
v. Trott zu Solz. Frhr. v. Schorlemer. v. Dallwitz. Lentze. 
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